
S atz u n g

zur 5. Änderung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen
für den Ausbau von Erschließungsanlagen (Ausbaubeiträge) in
der Ortsgemeinde Spiesheim

vom 23. 06. 1987

Der Gemeinderat hat auf Grund des § 24 Gemeindeordnung für
Rheinland-Pfalz vom 14. Dezember 1973 (GVBI. S. 419, BS 2020-1)
sowie des § 1 Absatz 4 und der §§ 2 und 8 des Kommunalabgaben­
gesetzes für Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 02. September 1977
(GVBI. S. 306, BS 610-10), die folgende Satzung beschlossen:

Artikel I

Die §§ 1 und 6 erhalten folgende Fassung:

§ 1
Erhebung des Ausbaubeitrages

(1) Zur Deckung fnres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für
den Ausbau der in § 127 Abs. 2 des Bundesbaugesetzes (BBauG)
bezeichneten Erschließungsanlagen erhebt die Gemeinde von den
Grundstückseigentümern und Erbbauberechtigten, denen diese Ein­
richtungen besondere Vorteile bringen, Ausbaubeiträge nach den
folgenden Vorschriften.

(2) Zum Ausbau im Sinne dieser Satzung gehören alle Maßnahmen,
die der Erneuerung, der Erweiterung und der Verbesserung von
Erschließungsanlagen dienen (Ausbaumaßnahmen). Es sind zu ver­
stehen unter

1. "Er neuer unc "
die Wiederherstellung einer vorhandenen, ganz oder teilweise
unbrauchbaren, abgenutzten oder schadhaften Anlage in einen
dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand,

2. "Erwe t t er-uriq "
jede flächenmäßige Vergrößerung einer bereits fertiggestellten
Anlage oder deren Ergänzung durch weitere Teile,

3. "v e r be s s c r un q "
alle Maßnahmen zur Hebung der Beschaffenheit und Leistungs­
fähigkeit einer Anlage

(3) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für die Her­
stellung und den Ausbau von Erschließungsanlagen, soweit diese
nicht beitragsrähig nach den §§ 127 ff. BBauG sind.

(4) Zum Ausbau gehört nicht die Unterhaltung einer Erschließungs­
anlage. Zur Unterhaltung zählen diejenigen Maßnahmen, die nur der
Erhaltung des ordnungsgemäßen verkehrssicheren Zustandes dienen.

(5) Sobald die Gemeinde entschieden hat, eine Ausbaumaßnahme im
Sinne dieser Satzung, die die Erhebung von Beiträgen zur Folge hat,
durchzuführen, teilt die Gemeindeverwaltung dies unverzüglich den
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Personen, die als Beitragsschuldner voraussichtlich in Betracht
kommen, schriftlich mit und weist darauf hin, daß sie mit der
Zahlung von Beiträgen zu rechnen haben. Zugleich teilt sie mit,
wann und wo in diese Satzung und in die Planunterlagen, die den
Ausschreibungen zugrunde gelegt werden sollen, Einblick genommen
werden kann. Die Bestimmungen dieses Absatzes haben keine rechts­
begründende Wirkung.

§ 6

Verteilung des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Der nach § 2 ermittelte Aufwand wird nach Abzug des Gemeinde­
anteils (§ 5) auf die Grundstücke im Abrechnungsgebiet (§ 7 Abs~:"1)

nach den Grundstücksflächen verteilt.

(2) Für die Ermittlung der Grundstücksflächen gilt § 7 Abs. 2.
Bei Grundstücken in Kerngebieten, Gewerbe- und Industriegebieten
wird die nach Satz 1 ermittelte Grundstücksfläche mit 110 v.H.
angesetzt; das gleiche gilt für überwiegend gewerblich, industriell
oder in ähnlicher Weise genutzte Grundstücke in sonstigen Bauge­
bieten.
Sofern im Abrechnungsgebiet eine unterschiedliche bauliche oder
sonstige Nut~ung zulässig ist, wird der beitragsfähige Aufwand
abweichend vo~Absatz 1 nach den Geschoßflächen verteilt. Für
die Ermittlung der Geschoßflächen gilt § 7 Absatz 3. Bei Grund­
stücken in Kerngebieten, Gewerbe- und Industriegebieten wird die
nach dem vorgesehenen Satz ermittelte Geschoßfläche mit 110 v.H.
angesetzt. Das gleiche gilt für überwiegend gewerblich, industriell
oder in ähnlicher Weise genutzte Grundstücke in sonstigen Bauge­
bieten

(3) Grundstücke an zwei aufeinanderstoßenden Erschließungsanlagen
(Eckgrundstücke) sind für beide Erschließungsanlagen beitrags­
pflichtig, wenn sie durch "beide Anlagen erschlossen werden ~und die
Voraussetzungen des § 4 vorliegen. Der Berechnung des Ausbaubei­
trages werden die sich nach Absatz 1 oder 2 ergebenden Berechnungs­
daten jeweils nur mit der Hälfte zugrunde gelegt, wenn beide Er­
schließungsanlagen voll in der Baulast der Gemeinde stehen und

1. nach Inkrafttreten dieser Satzung ausgebaut werden oder
2. für eine der Ausbaumaßnahmen bereits vor Inkrafttreten

diese~Satzung

a) Ausbaubeiträge entrichtet worden sind oder
b) eine Ausbaubeitragspflicht entstanden ist und

noch geltend gemacht werden kann.

Für Grundstücke, die durch mehr als zwei aufeinanderstoßend~

Erschließungsanlagen erschlossen werden, gilt Satz 1 und 2
entsprechend.
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Artikel 11

Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 09. September 1981
in Kraft; sie tritt außer Kraft mit Ablauf des 20. Februar 1986.

Im übrigen gelten die §§ 2 bis 5 und 7 bis 15 der Satzung über
die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau von Erschließungsanlagen
(Ausbaubeiträge) in der Fassung vom 09.09.1981 unverändert weiter.

Spiesheim, den 23. 06. 1987

) Ohl
Ort

Be kanntgemacht im Nac hrichtenblatt"
der Verbandsgemein eJ e Wörrstad t
Nr ~(p vom .~:...f?~.~ ..!.9.f..7:. .

Wörrstad t, den e~.fJ. 1';"
Im Auftrag

Verw. Anqest,


